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Offener Brief an die luxemburgischen EU-Abgeordneten 

Kein grünes Finanz-Label für Atom & Gas - E9ke;enschwindel mit 
der Parlaments-Abs9mmung Anfang Juli stoppen!  

Fast heimlich ist die EU-Kommission am 31. Dezember 2021, kurz vor MiHernacht, im 
Rahmen der Diskussionen zur Finanztaxonomie - einer Art Öko-Label für den Finanzbereich 
der ökologisch nachhal#ge Wirtscha3sak#vitäten auflistet - vorgeprescht um 
hochkontroverse Atomkra3- und Erdgasak#vitäten als nachhal#g und damit als besonders 
inves##ons- und förderwürdig zu klassifizieren.  

Das Ak#onskomitee sieht es als überaus wich#g an, diesen Kommissionsentwurf 
zurückzuweisen, da er sowohl in Punkto rechtliche Form als auch in Punkto Inhalt sehr 
problema#sch und weder mit den Grundprinzipien der Finanztaxonomie-Verordnung noch 
mit dem Erreichen der EU-Klimaziele vereinbar ist. Sogar der von der EU-Kommission 
eingesetzte Expertenbeirat für nachhal#ge Finanzen lehnt diesen Entwurf ab. 

Wir freuen uns, dass sich am 14. Juni bereits in den zuständigen ENVI und ECON-
Ausschüssen (Umwelt und Wirtscha3) des EU-Parlaments eine klare Mehrheit der 
A b g e o r d n e t e n f ü r e i n e A b l e h n u n g d e s K o m m i s s i o n s v o r s c h l a g e s z u r 
Nachhal#gkeitsklassifika#on von Atom und Gas ausgesprochen hat. Mit Blick auf die 
entscheidende Plenar-Abs#mmung in der ersten Juliwoche appellieren wir deshalb an die 
luxemburgischen EU Abgeordneten nicht nur selbst gegen den Kommissionsvorschlag zu 
s # m m e n , s o n d e r n b i s z u r A b s # m m u n g n o c h m ö g l i c h s t v i e l e a n d e r e 
Abgeordnetenkolleginnen und -kollegen davon zu überzeugen, sowohl die nachhal#ge 
Klassifika#on der Gas- und Atomak#vitäten als auch die demokra#sch gesehen äußerst 
problema#sche Vorgehensweise der EU Kommission abzulehnen, da letztere hier eine 
hochkontroverse poli#sche Entscheidungen miHels einem dafür nicht vorgesehenen 
„delegierten“ Rechtsaktes erzwingen will.  

Die Argumente der pro-Atom Organisa#onen, Firmen und Verbände, die 10 Jahre nach 
Fukushima leider wieder recht erfolgreich auf der poli#schen Bühne, in der Presse und in 
den sozialen Medien verbreitet werden, lauten: Atomkra3 sei sicher, billig, klimafreundlich 
und deshalb für eine schnelle Dekarbonisierung der Energieversorgung unentbehrlich. Die 
weltweit bekannten Fakten belegen allerdings eher das Gegenteil.   

Als Na#onales Ak#onskomitee gegen Atomkra3 möchten wir daran erinnern, dass die 
Atomtechnologie nicht nur zu gefährlich, zu teuer, zu langsam verfügbar und keine gangbare 
Lösung für die Klimakrise ist – nicht mal als Übergangslösung - sondern die EU in Punkto 
Brennstoff ebenfalls kompleH abhängig vom Ausland macht.  
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Es wird in den Medien kaum erwähnt, aber es gibt kein ak#ves Uranbergwerk in der EU und 
rund 40 Prozent der europäischen Importe von natürlichem Uran kommen aus Russland 
sowie dem alliierten Kasachstan. Weitere 20% stammen aus dem Niger. Darüber hinaus 
produziert Russland 26 Prozent des in der EU benö#gten angereicherten Urans und ganze 18 
EU-Reaktoren (in Finnland, Tschechien, Ungarn, Slowakei, Bulgarien) können nur mit 
sechseckigen russischen Brennelementen betrieben werden. In der Schweiz beziehen sogar 
2 von 3 AKW Uran für Brennelemente direkt vom russischen Staatskonzern Rosatom, dem 
zweitgrößten Uranproduzenten der Welt - hinter dem kasachischen Urankonzern 
Kazatomprom (Quellen: EURATOM Jahresbericht 2020; Uran Atlas 2022). 

Die Begründung der EU-Kommission, dass Atomkra3 Europa unabhängiger von Gas-
Importen machen würde, hat sich deshalb spätestens mit dem Ukrainekrieg als kompleH 
falsch herausgestellt. Anders als behauptet, trägt Atomkra3 gerade nicht zur 
Versorgungssicherheit bei, sondern hat die europäische Energieabhängigkeit nur noch 
verschär3.  

Auch sieht der Kommissions-Vorschlag keine strengen „Nachhal#gkeits“-Anforderungen vor: 
Laufzeitverlängerungen bestehender Atomkra3werke wie CaHenom, die zwischen jetzt und 
2040 genehmigt würden, wären „grün“. Der Bau und Betrieb neuer AKW, die bis 2045 
genehmigt würden, wären ebenfalls „grün“ wenn sie die "besten verfügbaren Technologien" 
anwenden, was bei einer Hochrisikotechnologie eine Selbstverständlichkeit sein müsste. 
Forschung, Entwicklung und Betrieb neuer „grüner“ Nukleartechnologien wären laut Text 
nur mit "minimalen" Abfällen erlaubt, aber eine klare Defini#on, bzw. ein Schwellenwert für 
„minimale“ Atomabfälle wurde nicht festgelegt. Die EU-Mitgliedstaaten sollen zudem 
detaillierte Pläne aufstellen, um ein Endlager für hochradioak#ve Abfälle in Betrieb zu 
haben, allerdings erst 2050 – d.h. in 28 Jahren.  

Wegen ihrer komplexen und unlösbaren Probleme konnte die Atomkra3 auch über 6 
Jahrzehnte hinweg nie zu einer globalen Alterna#ve werden und spielt auch heute in 4/5 
aller Staaten keine Rolle. Die größte Anzahl an ak#ven Reaktoren gab es global vor 20 Jahren 
(2002) und das beste Jahr in Punkto Stromanteil liegt schon 26 Jahre zurück (1996) (Quelle: 
The World Nuclear Industry Status Report 2021).  

In den 1960‘er Jahren glaubte man an eine saubere und sichere Atomkra3, die bald alle 
Energie-Probleme der Menschheit lösen könnte und nach den Ölpreisschocks der 70’-80’er 
Jahre erschien die Atomenergie manchen sogar als die einzige Lösung. Dass dies weder 
damals noch heute der Fall war oder ist, müsste aber jedem klar sein; ebenso wie die seit 60 
Jahren unveränderten Probleme, Gefahren und Nachteile dieser Technologie: Unfallrisiko 
mit auf Jahrzehnte verseuchten Landstrichen, Müllproblema#k als „ewige“ Erbscha3 an den 
Bürger/Steuerzahler, Atomwaffen Prolifera#onsrisiko, dreckiger Uran Abbau, kommerziell 
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nicht versicherbar und ohne Subven#onen auch nach 60 Jahren noch immer wirtscha3lich 
unrentabel – im Gengensatz zu den Erneuerbaren, AKWs als potenzielle terroris#sche und 
militärische Angriffsziele die mit großem Aufwand vor Eindringlingen, Sabotage, Drohnen, 
Flugzeugen à la 9/11, usw. geschützt werden müssen – alles auf Kosten der Steuerzahler. 
Natürlich ist Atomstrom verhältnismäßig CO2-arm, doch einen signifikanten Beitrag zum 
weltweiten Klimaschutz, geschweige denn die versprochene ReHung kann die Atomindustrie 
in der Praxis gar nicht liefern – und das weiß sie auch. Die aktuell weit über 400 
Atomreaktoren liefern lediglich 4% des weltweiten Primärenergieverbrauchs und 10% der 
Elektrizität, aber ihr DurchschniHsalter beträgt bereits 31 Jahre. Bevor die Atomenergie eine 
größere Energieproduk#ons-Rolle spielen könnte, müsste der rapide alternde Reaktor-
Bestand zuerst einmal ersetzt werden. Doch davon kann keine Rede sein. Ganz im Gegenteil: 
die alternden Reaktoren sollen staHdessen einfach auf 40, 50, 60 oder mehr Jahre verlängert 
werden, mit entsprechend steigendem Risiko.  

Die Atomenergie kann auf Basis der Fakten in den nächsten 30 Jahren keine Klima-Hilfe sein 
– dafür ist sie zu teuer, zu langsam und zu gefährlich. Jeder der das Gegenteil behauptet 
ignoriert die Fakten und „ho}“ lediglich darauf, dass AKWs in Zukun3 schneller gebaut, 
billiger und sicherer werden und sich für das Müllproblem nach 70 Jahren 
Atommüllproduk#on endlich eine gangbare Lösung findet. In der realen Welt ist 
Atomenergie aber nicht nur eine Hochrisikotechnologie und ein Nischenplayer, sondern 
auch volkswirtscha3licher Unsinn, viel zu langsam umsetzbar, zu kapitalintensiv und auf dem 
freien Markt nicht versicherbar.  

Atomenergie verschlingt bzw. bindet damit dringend benö#gtes Finanzkapital, Rohstoffe/
Ressourcen, Wissenscha3ler, Ingenieure, Handwerker, Arbeitsstunden, Forschungsgelder, 
usw. die alle wesentlich besser in den dringend benö#gten Ausbau der Erneuerbaren, in 
Energieeffizienzmaßnahmen, sowie in intel l igente Netz infrastruktur und 
Speichertechnologien inves#ert wären. Sie blockiert demnach sogar den notwendigen 
sozial-ökologischen Transforma#onsprozess der Energiewirtscha3 und der Gesellscha3 
insgesamt, ohne den ambi#onierte Klimaschutzziele nicht erreichbar sind. Wie bei der 
Klimakrise werden die Risiken und Kosten, die sowohl die Produk#on von Atomstrom als 
auch die Verarbeitung und Endlagerung des Atommülls mit sich bringen, auf die 
kommenden Genera#onen ausgelagert und auch das Argument einer größeren 
Unabhängigkeit der europäischen Energieversorgung durch den Ausbau der Atomenergie 
hält einer näheren Analyse nicht stand.  

Die Aufnahme der AtomkraF als nachhal9ge Energiequelle in die EU-Taxonomie wäre ein 
herber Rückschlag für eine möglichst schnelle, kostengüns9ge und ökologisch nachhal9ge 
Energiewende. Wir bi;en Sie deshalb, in Bezug auf die anstehende Plenarabs9mmung, 
nicht nur selbst mit ‚Nein‘ zu s9mmen, sondern auch in den eigenen poli9schen Frak9onen 
Überzeugungsarbeit zu leisten und ein EU-Atom-Greenwashing zu verhindern! 
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